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In dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) vom 14. August 1969, ge-
ändert durch das Änderungsgesetz vom 12. März 1971, sind für
alle anerkannten Ausbildungsberufe einheitliche Grundsätze
für di.e Berufsbildung (Berufsausbildung, berufliche Fortbildung
und berufliche Umschulung) festgelegt. DerTeilbereich Berufs-
ausbildung ist Gegenstand der nachstehenden Abhandlung. Er
wird in § l (2) BBiG wie folgt definiert:
"Die Berufsausbildung hat eine breit angelegte berufliche
Grundbildung und die für die Ausübung einer qualifizierten
beruflichen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten und
Kenntnisse in einem geordneten Ausbildungsgang zu vermit-
tcln. Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen Berufs-

erfahrung zu erinöglichen."

l. Bisherige Ausbildung des Waldfacharbeiters
Als wesentliche Kriterien der Berufsausbildung werden somit
ein geordneter Ausbildungsgang sowie eine berufliche Mobili-
tat herausgestellt. Diese Aspekte wurden bei der bisherigen
Ausbildung des Waldfadiarbeiters ebenfalls beachtet (SABIEL
1974). Neben anderen Autoren nennt vor allem PLATZER
(1967, 1971) unter Berücksichtigang des strukturellen Wandels
der Waldarbeit zeitgeredite Ausbildungsgrundlagen. Die Be-
deutung dieser Entwicklung wird ersichtlich, wenn man an die
vor ca. 30 Jahren im. Walde noch übliche Tätigkeit von Saison-
arbeitern (z. B. Landwirte, Maurer) mit Handwerkszeugen
zurückdenkt und gleichzeitig sich die Tatsache vor Augen hält,
daß heute das Arbeitsvolumen zu über 90% von ganzjährig
beschäftigten Waldarbeitern bewältigt wird, wobei der Anteil
der Maschinenarbeit ständig steigt.
Die ersten einheitlichen Bestimmungen über die Waldfach-
arbeiterausbildung stammen aus dem Jahr 1940. Als Ausbil-
dungsziel wurde damals ein Waldfadiarbeiter angestrebt der
unter Beachtung von Arbeitsanweisungen mit einer festgeleg-
ten Geräteausrüstung selbständig forstliche Arbeitsaufgaben
durchführt. Anfang der fünfziger Jahre ist in den Bundcs-
ländem nieht nur die Ausbildung in sogenannten Waldfach-
arbeiterausbildungsbestimmungen detaillierter geregelt worden,
sondern zusätzlich fanden in diesen Vorschriften auch be-
stimmte Kriterien bezüglich der Auswahl geeigneter Bewerber
ihren Niederschlag. Außerdem wurden erstmals Ausbildungs
grundsäi-ze formuliert.

Bis Mitte der sechziger Jahre bestand die damals in allen Be-
rufen übliche Untcrteilung der Gesamtausbildung in eine Je
zweijährige Lehr- und Gehilfenzeit, zu deren Abschluß Jeweils
eine Prüfung abgelegt werden mußte. Danach wurde auf die
dreijährige Lelirzek unter Anleitung eines erfahrenen Lehr-
meisters übergegangen die mit dem Ablegen der Waldfach-
arbciterprüfung im Anschluß an einen Lehrgang an einer Wald-

arbeltsschule endete. Zur überbetrieblichen Ausbildung mußte
der Lehrling im ersten und zweiten Lehrjahr mindestens ein-
mal an einem meist dreiwödiigen Ausbildungskurs an der
Waldarbeitsschule teilnehmen.

Einen guten Aufschluß über die Funktion des Waldfacharbei-
ters gibt das in den Ausbildungsbestimmungen skizzierte Be-
rufsbild. Neben der Forderung, daß vom Waldfacharbeiter
alle im Forstbetrieb vorkommenden Arbeiten selbständig aus-
geführt werden müssen, sind besondere Kenntnisse und Fertig-
keiten auf den Gebieten Bestandesbegrimdirng, Bestandes-
pflege, Bestandesschutz, Ernte des Holzes, Wegebau sowie
Pflege und Instandsetzung der Werkzeuge und Geräte ein-
schließlich der M.otorsäge in der Prüfung nachzuweisen.
In den Ausbildungsbestimmungen war auch festgelegt, daß der
Lehrling nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen ver-
sicherungspfliditig ist, eine Erziehungsbeihilfe ggf. Kranken-
bezöge, Urlaub und weitere Sonderleistungen erhält und daß
die Bestimmungen des Jugendarbeitsschutzgesetzes beim Aus-
bildungsgang berücksichtigt werden müssen.
Zur Ausbildung im dualen System gehört der Unterricht an
den berufsbildenden Schulen, Diese haben den Auftrag, das
berufliche Wissen und Können des Jugendlichen zu ergänzen
und zu vertiefen sowie darüber hinaus im Unterricht gesell-
schaftliche und politische Zusammenhänge aufzuzeigen
(STOCKL 1974). Einzelheiten zur Berufssdmlpflicht und
-dauer sind in den Sdmlgesetzen geregelt. Wälirend in nahe-
zu allen . Bundesländern die Wal darbe iterlehrlinge an einem
Tag in der Woche die für den Beschäftigungsort zuständige
Berufsschule besuchen mußten, galt nach den Ausbildungs-
Bestimmungen für die Waldarbeiter im Lande Niedersachsen
(1968) die Berufsschulpflidit mit der Teilnahme an einem
sechswöchigen Lehrgang pro Jahr an der Waldarbeitssdiule
als erfüllt.

Neben diesen Richtlinien für die Ausbildung der Lehrlinge,
die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben; enthielten
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die Ausbildungsbestimmungen der Länder auch eine Ausnah-
meregelung für die Arbeiter, die sich wegen des vorge schriebe-
nen Höchstalters oder aus anderen Gründen nicht mehr der
üblichen Facharbeiterausbilctung unterziehen konnten. Hier-
durch war auch für ältere Arbeiter nach Erfüllung bestimmter
Voraussetzungen die Ablegung der Waldfacharbeiterprüfung
sichergestellt.

Diese in groben Zügen skizzierte Waldfacharbeiterausbildung,
die durch Fortbildungskurse von unterschiedlicher Dauer je
nach der Themenstellung und der technischen Entwicklung er-
gänzt wurde, hat in der Vergangenheit sichergestellt, daß für
die Durchführung der Wal darb eiten gut ausgebildete Facli-
kräfte zur Verfügung standen.

2. Berufsbildungsgesetz (BBiG)

Mit der Verabschiedung des Beruf sbildungsgesetzes im Jahr
1969 wurde ein vorläufiger Schlußstrich unter die bereits jahr-
zehntelangen Bemühungen gezogen, das Recht der beruflichen
Bildung in einem bundeseinlieitlidien Gesetz zii regeln. Aus-
gehend von dem bewährten dualen System, konnte jedoch
wegen der Kulturhoheit der Länder lediglich der Bereich der
betrieblichen und außerschulischen Berufsausbildung geregelt
werden. Eine gewisse Integration der sdiulisdien Ausbildung
wurde dennoch dacturdi erzielt, daß Berufssdiullehrer künftig
in den Ausschüssen mitarbeiten und daß in der Abschluß-

prüfung der im Berafssdiul Unterricht vermittelte Lehrstoff,
soweit dieser für die Berufsausbildung wesentlich ist, mit-
geprüft wird.
Das Berufsbildungsgesetz ist in die folgenden neun Abschnitte
gegliedert;
Erster Teil: Allgemeine Vorschriften (§§ l -2)
Zweiter Teil: Berufsausbildungsverhältnis (§§ 3 - 19)
Dritter Teil: Ordnung der Berufsbildung (§§ 20 - 49)
Vierter Teil: Ausschüsse für Berufsbildung (§§ 50-59)
Fünfter Teil- Berufsbildungsforschung (§§ 60-72)
Sechster Teil: Besondere Vorschriften für einzelne Wirt-

schafts- und Berufszweige (§§ 73 - 97)
SiebenterTeil: Straf- und Bußgeldvorschrifaen (S§ 98-99)
Achter Teil: Änderung und Außerkrafttreten von Vor-

sAri(ten(§S 100-106)
Neunter Teil: Übergangs- und Schluß Vorschriften

. (§§ 107-113)
Aus diesem umfangreichen Gesetz werden nachstehend die fiir
die Ausbildung zum Forstwirt (früher "Waldfacharbeiter")
wichtigsten Bestimmungen genannt.

2. 1 Beruf sausbildungsvertrag
Das Ausbildungs Verhältnis für jeden anerkannten Ausbildungs-
beruf wird durch einen Beruf sausbildungsvertrag zwischen dem
Ausbildenden und dem Auszubildenden begründet. Da letzterer
in der Regel minderjährig ist, bedarf es der Mitwirkung des
gesetzlichen Vertreters.
Ausbildender ist derjenige, der einen anderen z.ur Berufsaus-
bildung einstellt. Der Ausbildende kann die Ausbildung selbst
vornehmen oder einen Ausbilder hiermit beauftragen.
Obwohl das Bundesarbeitsgericht 1972 entschieden hat, daß ein
Berufsausbildungs vertrag formlos abgeschlossen werden kann
(WEBER 1973) empfiehlt sich die Verwendung eines Muster-
Berufsausbildungs Vertrages, der von der für die Berufsausbil-
düng zuständigen Stelle zur Verfügung gestellt wird. Dieser
sollte mindestens Angaben über

> Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der Be-
rufsausbildung,

> Beginn und Dauer der Berufsausbildung sowie Probezeit,
> Grundsätzliches über das Reditsverhältnis,
> Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte,

> Dauer der regelmäßigen täglichen Ausbildungszeit,
> Zahlung und Höhe der Ausbilctungs Vergütung,
/> Dauer des Erholungsurlaubs sowie
> Voraussetzungen, unter denen der Berufsausbildungsver-

trag gekündigt werden kann/
enthalten.

Vor Beginn der Ausbildung ist der Vertrag zur Eintragung in
das Verzeichnis der Be ruf sa usbildungs Verhältnisse der für den
anerkannten Ausbildungsberuf zuständigen Stelle vorzulegen.
Bei diesem Antrag ist nicht nur der Ausbilder zu benennen,
sondern gleichzeitig auch zu erklären, daß der Ausbildende die
persönliche Eignung gemäß § 20 Abs. 2 BBiG besitzt und daß
der bestellte Ausbilder persönlich und fachlich geeignet ist.
In diesem Zusammenhang ist der § 45 des Jugendarbeitsschutz-
gesetzes von Bedeutung der bestimmt, daß der Ausbildende
mit der Berufsausbildung eines Jugendlichen erst beginnen
darf, wenn dieser innerhalb der letzten 12 Monate von einein
Arzt untersucht worden ist und hierüber eine Beschcinigung
vorgelegt hat. Nach Abschluß des l. Ausbildungsjahres muß
der Jugendliche zusätzlich sich einer ärztlichen Na.dmnter-
suchuag unterziehen.

2.2 Zuständige Stelle

Nach § 79 BBiG ist für die Berufsbildung in den Betrieben der ^
Landwirtschaft die Landwirtsdiaftskammer die zuständige
Stelle. Falls Landwirtschaftskammem nicht bestehen, hat das
Land die zuständige Stelle zu benennen. In Hessen ist als
solche für den anerkannten Ausbildungsberuf Forstwirt der
Regierungspräsident in Kassel bestimmt worden.
Die zuständige Stelle hat nicht nur das Verzeichnis der Berufs-
ausbildungsverhältnisse zu fuhren und die persönliche und fach-
liche Eignung des Ausbildenden und Ausbilders zu prüfen,
sondern auch festzustellen ob die Ausbildungsstätte den ge-
setzlichen Mindestanforderungen (§ 22 in Verbindung mit § 83
BBiG) genügt. In einem noch nidit abschließend beratenen
Verordnungs entwarf hat der zuständige Bundesminister für
Ernährung; Landwirtschaft und Forsten Mindestanforderungen
für die Einrichtung und den Bewirtschaftungszustand der Aus-
bildungsstätte sowie für deren Größe (Fläche und Zahl der
Auszubildenden) festgelegt.
Zum Aufgab enkatalog der zuständigen Stelle gehört ferner die
Überwachung der Berufsausbildung einschließlich der Förde-
rung, indem sie den Ausbildenden und den Auszubildenden in
wichtigen Fragen berät. Im Anhalt an § 45 BBiG sind hierfür
außerdem Ausbildungsb erster zu bestellen.

2. 3 Ausschüsse für Berufsbildung

Zur Beratung der Bundesregierung sowie der Landesregierung
in grundsätzlichen Fragen der Berufsbildung ist jeweils ein
Ausschuß eingerichtet worden, der mit je sechs Beauftragten
der Arbeitgeber, der Arbeitnehmer und der öffentlichen Hand
besetzt ist. Die Hälfte der Ausschußmitglieder der öffentlichen
Hand müssen in Fragen des berufsbildenden Schulwesens sach-
verständig sein.
Darüber hinaus hat die zuständige Stelle einen Berufsbildungs-
ausschuß eingerichtet dem je sechs Beauftragte der Arbeit-
nehmer, der Arbeitgeber und der Lehrer an berufsbildenden
Schulen angehören. Bei den Sitzungen haben die Lehrer ledig-
lich eine beratende Stimme. Nach § 58 BBiG ist dieser Berufs-

bildungsausschuß m allen wichtigen Angelegenheiten der beruf-
lichen Bildung zu unterrichten und zu hören; er hat ferner die
auf Grund des Berufsbildungsgesetzcs von der zuständigen
Stelle zu erlassenden Rechtsvorschrif-ten zu beschließen.

2.4 Prüfungsausschüsse
Am Ende der Ausbildungszeit ist von dem Auszubildenden
vor einem von der zuständigen Stelle bestellten Prüfungsaus-
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schuß die Abschlußprüfung abzulegen, die zweimal wiederholt
werden kann. Inhalt dieser Prüfung sind im Anhalt an die
Ausbildungsordnung die erforderlichen Fertigkeiten, die not-
wendigen praktischen und theoretischen Kenntnisse sowie der
fiir die Berufsausbildung wesentliche Lehrstoff des Berufs-
sdml Unterrichts.

Dem Prüfungsausschuß müssen Beauftragte der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer in gleicher Zahl sowie zumindest l
Lehrer einer berufsbildenden Schule angehören; die Mindest-
zahl beträgt 3 Mitglieder. Maßgebend für dicAbschIußprüfung
ist eine Prüfungsordnung die die zuständige Stelle nach vor-
heriger Genehmigung der zuständigen obersten Landesbehörde
zu erlassen hat.

Zur Feststellung des Ausbildungsstandes wahrend der Aus-
bilclungszeit sieht das Beruf sb ildungsgesetz in § 42 mindestens
eine Zwischen? ruf un g vor einem Prüfungsausschuß vor; die
Anforderungen sind im Anhalt an die Ausbildungsordnung
festzulegen. Die Prüfung sollte möglichst nach dem l. Ausbil-
dungsjahr stattfinden. In Hessen wird. die Zwischen prüf un g zu
Beginn des 2. Ausbildungsjahres im Anschluß an einen über-
betrieblidien Lehrgang in einem Versuchs- und Lehrbetrieb
für Waldarbeit und Forsttechnik abgelegt.

2. 5 Gestellung der Ausbildungsmittel
Nach § 6 (3) BBiG hat der Ausbildende dem Auszubildenden
die Ausbildungsmittel/ insbesondere Werkzeuge und Werk-
Stoffe kostenlos zur Verfügung zu stellen, die zur Berufsaus-
Bildung und zum Ablegen von Zwischen- und Absdilußprüfung
erforderlich sind. Hierunter fallen selbstverständlich nicht die
für den Berufsschul Unterricht erforderlichen Lehrmittel, da
dfese nach dem Gesetz über die Lehrmittelfreiheit von den

Schulen kostenlos zu stellen sind. Diese Bestimmung beinhaltet
keine Ubercignung der Gegenstände, sondern lediglich die
Verleihung für die Zeit der tatsächlich notwendigen Benutzung
(WEBER 1973). Der Auszubildende im Staatswald des Landes
Hessen erhält zu Beginn seiner Ausbildung kostenlos eine
Icidite Axt, eine Schärfkluppe für die Motorsägenkette und
ein Schäleisen. Alle weiteren Werkzeuge und Geräte; auch
eine leichte Einmann-Motorsäge nebst Zubehör, werden ihm
wahrend der Ausbildungszeit lediglich zur Verfügung gestellt
(1974).

3. Verordnung über die Berufsausbildung zum Forstwirt
In dem für alle anerkannten Ausbildungsberufe geltenden
Berufsbildungsgcsetz sind selbstverständlich nur allgemeine
Grundsätze, Ziele und Maßnahmen fixiert. Die staatliche An-
erkennung als Ausbildungsberuf sowie die Festlegung spe-
zieller Grundlagen der Berufsausbildung erfolgen nach § 25
BBiG in einer Rechtsverordnung. Am 5. März 1974 ist für den
Bereich der Forstwirtschaft die Verordnung über die Berufs-
ausbildung zum Forstwirt in Kraft getreten. Sie löst die Be-
Stimmungen über die Ausbildung der 'Waldfacharbeiter der
einzelnen Länder ab. Für die zu diesem Zeitpunkt bestehenden
Berufsausbildungsverhältnisse ist die Ubergangsregelung (§12
VO) zu beachten. In § l der Ausbildungs Ordnung wird der
Ausbildungsberuf "Forstwirt" staatlich anerkannt, womit eine
eindeutige Rechts Verbindlichkeit erreicht wurde.

3. 1 Ausbildungsdauer
Die Ausbildungsdauer beträgt wie bisher 3 Jahre (§ 1 VO).
Eine Verkürzung auf 2 Jahre tritt ein, wenn der Auszubil-
dende

a) eine Abschlußprüfung in eincm anderen Ausbildungsberuf
bestanden hat oder

b) den erfolgreichen Besuch der 10. Klasse einer weiterfüh-
rcnden Schule oder einen gleichwertigen Bildungsabschluß
nachweist.

3.2 Ausbildungsberufsbild
Bei einem Vergleich des in § 3 VO beschriebenen Ausbildungs-
berufsbildes mit den bisherigen Bestimmungen sind erhebliche
Ergänzungen festzustellen. So treten zu den bereits bestelien-
den Funktionen desWaldfacliarbeiters,die ich eingangs nannte,
heute noch mindestens Fertigkeiten und Kenntnisse in folgen-
den Bereichen;

> Grundlagen der Waldbewirtschaftung,
> Warten, Pflegen und Instandsetzcn von Maschinen,
> Landbau- und Landsdiaftspflegearbeiten, Herstellen, Pf-lc-

gen und Instandsetzen von Erholungseinriditungen,
> Kenntnisse der betrieblichen Zusammenhänge der Ausbii-

dungsstätte und
> Kenntnisse der Wirtschafts- und Sozialkunde.

Mit dieser umfassenden Beschreibung wurde eine den heutigen
Anforderungen entsprechende Chara.kterisierung des Ausbll-
dungsberufsbildes erreicht.

3.3 Ausbildungsra.hmenplan
Im engen Zusammenhang mit dem Ausbildungsberufsbild steht
der in § 4 VO konkrctislerte Ausbildungsrahmenplan, durch
dessen sachliche und zeitliche Gliederung die Vermittlung der
zum Erreichen des Ausbiidungsziels erforderlichen Fertigkeiten
und Kenntnisse während der Ausbildungszeit sidierzustellen
ist. Aus diesem Grund beinhaltet der Ausbildungsrahmenplan
eine weitere Unterteilung der 11 Hauptgebiete des Ausbil-
dungsberufsbildes in Kenntnisse und Fertigkeiten, womit ein
einheitlicher und praktikabler Leitfaden für den vom Ausbil-
denden zu erstellenden individuellen Aiisbildungsplan (§ 6 VO)
vorliegt.

Um künftig ein höheres Maß an Einheitlicfikeit auf dem Ge-
biet der Berufsausbildung in der Bundesrepublik zu erreichen,
hat die Arbeitsgememschaft der Forst- und Waldarbeitsschulen
ini Kuratorium für Waldarbeit und Forsttedinik sowolil für

die dreijährige als auch für die zweijährige Ausbildungszeit als
Empfehlung einen Ausbildungsrahmenplan für dieAusbildungs-
Stätte mit einer Unterteilung in die notwendige theoretische
Unterweisung und die fachpraktischen Übungen erarbeitet
Die betriebliche Unterweisung war in einigen Waldfacharbei-
terausbildungsbestimmungen der Länder bisher schon vorge-
schrieben; in Hessen betrug 'die Dauer beispielsweise 4 Stun-
den in der Zeit vom l. Oktober bis 31. März. Infolge der
gestiegenen Anforderungen sollte diese Stundenzahl jedoch
erhöht werden.

3.4 Berufsausbildung außerhalb der
Ausbildirngsstätte

In § 5 der Ausbildungsordnung ist festgelegt, daß, fal1s die
erforderlichen Fertigkeiten und Kenntnisse nicht in vollem
Umfang in der Ausbildungsstätte vermittelt werden können,
die ergänzende Berufsausbildung in. geeigneten Einrichtungen
außerhalb der Ausbildungsstätte stattfinden soll. Diese Be-
Stimmung verdeutlicht daß der Gesetzgeber zur Verbesserung
der Ausbildung nicht nur an die Ausbildenden und Ausbilder,
sondern auch an die Ausbildungsstätte bestimmte Anforde-
rungen stellt (s. auch Abschnitt 2.2). Allerdings wurde die
überbetriebliche Ausbildung nicht zwingend vorgeschrieben.

Die wesentlichen Kriterien für die Eignung der Ausbildungs-
Stätte sind in § 22 BBiG zu finden. Die Beurteilung, ob die
Berufsausbildung in vollem Umfang gewährleistet ist, bleibt
der zuständigen Stelle überlassen (§ 23 BBiG).
Die üb erb etrieb liche Ausbildung wird von den Landesforstver-
waltungen seit einigen Jahrzehnten an den eigens für diesen
Zweck errichteten Waldarbeiterschulen mit bestem Erfolg
durchgeführt. In Hessen findet pro Jahr ein Ausbildungslehr-
gang an den drei Versuchs- und Lehrbetrieben für Waldarbeit
und Forsttechnik statt; im l. Ausbildungsjahr beträgt die
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Dauer drei Wochen, in den. beiden folgenden einschließlich
der Zwischen- bzw. Abschlußprüfung je 4 Wochen.

3.5 Berichtsheft
Nach § 7 VO hat der Aiiszubtldcnde ein Berichtsheft in Form
eines Ausbildungsnachweises während der im Jugendarbeits-
schutzgesetz festgelegten Ausbildungszeit zu führen. In minde-
stens wöchentlichen Abschnitten ist der zeitliche und sachliche

Ablauf der Ausbildung ggf. im Loseblattsystem nachzuweisen.
Zusätzlich sollte m. E. eine in dieser Woche durchgeführte
Arbeitsaufgabe kurz besclirieben und diskutiert werden. Der
Bundes a usschuß für Berufsbildung empfiehlt eine mindestens
monatliche Prüfung und Abzeichnung des AusbHdungsnadh-
weises durch den Ausbildenden oder Ausbilder. Eine Bewer-

tung des Berichtsheftes in der Absdilußprüfung ist zwar nicht
zulässig, dennoch gehört die Vorlage des vorgeschriebenen
Bcrichtsheftes zu den Zulassungs Voraussetzungen für die Ali-
sAlußpriifung (§ 39 (l) BBiG).

3.6 Ausbildungsvergütung
Nach den Waldfacharbeiterausbildungsbestimmungen der Län-
der erhielt der Lehrling bisher eine Erziehungsbeiliilfe, die
durch den Leiter des Forstamtes nach Anhörung des zustän-
digen Betriebsbeamten und des Lehrmeisters unter Mitbe-
Stimmung der Personalvertretung festgesetzt wurde. Sie betrug
Je nach Alter, Lemeifer und Ausbildungsfortschritt zwisdien
40 bis 90% des Grundlohns eines Waldarbeiters nach voll-
endetem 20. Lebensjahr in der Lohngruppe B.
Im Berufsblldungsgesetz sind in § 10 (Vergütungsansprucli)
zur Höhe der Ausbildungsvergütung zwei allgemeine Grund-
Sätze aufgestellt worden. Einmal soll sie angemessen sein -
die Festsetzung bleibt den Vertragsparteien bzw. den Tarif-
partnem überlassen - und. zum anderen ist das Lebensalter

des Auszubildenden entsprechend zu berücksichtigen, so daß
die Ausbildungsvcrgütung mit fortschreitender Berufsausbil-
düng - mindestens jährlich - ansteigt. Die künftig im Bereich
der Landesforstverwaltungen zu zahlende monatliche Ausbil-
dungsvergütung wird in einem Tarifvertrag festgelegt.

3.7 Prüfungsanforderungen in der Zwischen-
und Abschlußprüfung

Auf die vorgeschriebene Teilnahme an einer Zwisdienprüfung
als Zulassungsvoraussetzung zur Abschlußprüfung für den an-
erkannten Ausbildungsberuf "Forstwirt" wurde bereits im Ab-
schnitt 2.4 verwiesen.

Diese soll zur Ermittlung des Ausbildungs Standes im Anhalt an
die erlernten Fertigkeiten und Kenntnisse des Ausbildungs-
rahmenplanes sowie des im Bemfsschtil Unterricht vermittelten
Lehrstoffes durchgeführt werden. Nach der Ausbildungsord-
nung (§ 8) sind im Verlauf dieser Prüfung vor allem Fertig-
keiten bei einfachen Kulturarbeiten, Pflegemaßn ahmen, Wald-
schutzmaßnahmen, Holzerntearbeiten sowie Wartungs- und
Pflegearbeit-en an Maschinen und Geräten nachzuweisen. Die
Kenntnisprüfung hat sich insbesondere auf die Gebiete Grund-
Kenntnisse der Waldbewirtschaftung, der betrieblichen Zu-
sammenhänge der Ausbildungsstätte sowie des Arbeitsschutzes
und der Unfall ve rhütung zu erstrecken.
Die Zulassung zur Abschlußprüfung, über die auf Antrag des
Auszubildenden die zuständige Stelle entscheidet, ist in § 39
BBiG geregelt. Neben den bereits genannten Voraussetzungen
(Eintragung in das Verzeichnis der Berufsausbildungsverhält-
nisse, Teilnahme an einer Zwischenprüfung, Führung des Be-
richtsheftes) muß die Ausbildungszeit beendet sein bzw. nicht
später als zwei Monate nach dem Prüfungstermin enden.
Darüber hinaus kann nach § 40 BBiG in besonderen Fällen der
Auszubildende nach Anhören des Ausbildenden und der Be-

rufsschule vor Ablauf der Ausbildungszeit zur Abschlußprü-
fung zugelassen werden, wenn seine Leistungen dies recht-
fertigen.

Bei einem Vergleich mit den bisherigen Prüfungsbestimniungen
stellt man fest, daß die Anforderungen in der Abschlußprüfung
(§ 9 VO) gestiegen sind. So sollen beispielsweise im Verlauf
der Fertigkeitsprüfung die höchstens 4 Stunden dauert, neben
der Durchführung der gestellten Prüf ungsauf gaben von dem
Auszubildenden die gezeigten Leistungen kritisch beurteilt
werden. Ferner sind von ihm Abweichungen von der Norm zu
begründen sowie erforderliche Unfallvcrhütungsvorscliriften zii
erläutern. Die Kenntnisse sollen schriftlich in 3 Klausiirarbciten

mit einer Dauer von insgesamt bis zu 3 Stunden und mündlich
bis zu 20 Minuten geprüft werden. Im Falle einer program-
mierten Prüfung kann die mündliche Prüfung entfallen.
Erhebliche Abweichungen von der bisherigen Regelung be-
stellen auch bei der Herleitung der Gesamtnotc. So zählt das
Ergebnis der Fertigkeitsprüfung nicht mehr doppelt, sondern
die gezeigten Leistungen während der Fertigkeits- und Kennt-
nisprüfung haben gleiches Gewidit.
Außerdem entfällt die Berücksichtigung der Beurteilung des
Heimatforstamtes bei der Bildung des Gesamturteils. Nacli
§ 8 BBiG hat der Ausbildende dem Auszubildenden bei Bc-
endigung des Bcrufsausbildungsverhältnisses lediglich ein Zeug-
nis auszustellen, das Angaben über die Art, Dauer und Ziei
der Berufsausbildung sowie über die erworbenen Fertigkeiten
und Kenntnisse enthalten muß. Eine ausführliche Stellung-
nähme zur Fülirung sowie zur gezeigten Leistung und der
besonderen fachlichen Fähigkeiten ist nur auf Verlangen des
Auszubildenden abzugeben,
Die Absdilußprüfung ist insgesamt bestanden wenn in den
einzelnen Prüfungsteilen (Fertigkeits- und Kenntnisprüfung)
mindestens ausreichende Leistungen erbracht wurden, Dem
Prüfungsteilnehmer wird am letzten Priifungstag von dem
Prüfungsausschuß mitgeteilt, ob er die Priifung bestanden hat
oder nicht. Anschließend erhalt er von der zuständigen Stelle
über die Prüfung ein Zeugnis.

4, Reform der schulischen Ausbildung
Nach den Schulgesetzen der Länder sind die Auszubildenden
während der Berufsausbildung berufssdiulpfliditig. Diese Be-
rufsschulpflicht ist durch den Besuch der für den Bcsdiäfti-
gungsort zuständigen Berufsschule zu erfüllen. Der Unterricht
erfolgt wöchentlich einmal; die Dauer beträgt bis zu 9 Stun-
den.

Bei der schulischen Ausbilcfung überwiegt zwar heute noch der
Teilzeitunterridit, dennoch werden seit einigen Jahren andere
Ausbildungsmodelle erprobt, die nicht mit den Nachteilen des
TeikeitunterriAts behaftet sind (BRANDT 1973) unil somit
den gestiegenen Qualifikationsanforderungen besser gerecht
werden.

Zur optimalen Gestaltung der schulischen und betrieblichen
Ausbildung bietet sich die Einführung des Blockunterrichts an,
bei dem der über l Jahr verteilte Berufsschulunterricht m
Blöcken zusammengefaßt wird, Durch diese neue Form des
vo11zeit3ichen Unterrichts kann didaktisch und methodisch ein

besseres Bildungsergebnis erzielt werden. Daneben ermöglidit
der Blockunterricht dem Pädagogen seiner zusätzlichen Auf-
gäbe, den Schüler außer der fachlichen Unterrichtung auch zu
einem verantwortungsvollen Menschen heranzubilden
(BRANDT 1973), besser gerecht zu werden.
Wichtige weitere Vorteile sind der Wegfall häufiger Wieder-
hohingszeiten, das Nachlassen der Untemchtsversäumnisse,
die Zeiterspamis zur Vertiefung des gelehrten Stoffes, die
sorgfältigere Erledigung der Hausaufgaben sowie der stärkere
pädagogische Einfluß der Lehrer, aber auch der Klassen-
gemeinschaft.

Der Hauptn ach teil des Blockunterrichts ist darin zu sehen, daß
infolge einer Krankheit des Auszubildenden Unterrichtsver-
säumnisse auftreten können.
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Mit Beginn des Schuljahres 1973/1974 wurde in Hessen der
Teilzeitunterricht für die Auszubildenden nur noch im ersten
Ausbildungsjahr beibehalten. Im zweiten und dritten Ausbil-
dungsjahr wird der Berufsschulunterricht in jährlich zwei fünf-
wöchigen Unterrichtsblöcken zentral in "Weilburg durch Lehrer
der Kreisberufsschule und Mitarbeiter des Versuchs- und Lelir-
Betriebs für Waldarbeit und Forsttedinik erteilt. Den Auszu-
bildenden steht wahrend dieser Zeit ein Internat des Versuchs-

und Lehrbetriebs zur Verfügung. Ähnliche Regelungen, teil-
weise in Verbindung mit der überbetrieblichen Ausbildung,
bestehen auch in anderen Bundesländern bzw. werden in Kürze
eingeführt.
Ob darüber hinaus entsprechend den Vorstellungen des Hes-
sischen Kultusministeriums im ersten Ausbildungsjahr das Be-
rufsgrundschuljahr - nicht im ctualen System, sondern voll-
schulisch - eingeführt wird, um das Bildungsziel nämlich eine
berufliche Grundausbildung für das gesamte Berufsfeld zu er-
reichen, ist zur Zeit noch nicht abzusehen. Über einen ersten
Modellversuch im Berufsfeld Landwirtschaft berichtet JA-
NETZKOWSKI (1974).

5. Berufliche Qualißkation älterer Waldarbeiter

Neben dem beschriebenen Ausbildungsgang für Auszubildende
können wie bisher künftig auch ältere Waldarbeiter den Beruf
des Forstwirts erlernen. § 40 (2) BBiG bestimmt, daß zur Ab-
schlußprüfung auch derjenige zuzulassen ist, der nachweist/ daß
er mindestens das Zweifache der Zeit, die als Ausbildungszeit
vorgeschrieben ist, in dem Beruf tätig gewesen ist, in dem er
die Prüfung ablegen will. In diesem Zusammenhang ist darauf
hinzuweisen, daß die Bundesanstalt für Arbeit die Teilnahme
von Arbeitssuchenden an Maßnahmen finanziell fördert die
das Ziel haben, den Übergang in eine andere geeignete beruf-
liche Tätigkeit zu ermöglichen, insbesondere um die berufliche
Beweglichkeit zu sichern oder zu verbessern (§ 47 des Arbeits-
förderungsgesetzes). Derartige Umschulungsmaßnalimen sollen
in der Regel jedoch nur gefördert werden, wenn sie nicht
länger als 2 Jahre dauern. Außerdem dürfen Leistungen zur
individuellen Förderung der berufiichen Bildung nur gewählt
werden, wenn der AntragsteIIer geeignet ist und die Förderung
unter Berücksichtigung der Lage und der Entwicklung des Ar-
beitsmarktes sowie der beruflichen Neigung des Antragstellers
zweckmäßig erscheint (§ 36 des Arbeitsförderungsgesetzes).
Eine weitere Einschränkung ist durch § 37 dieses Gesetzes
gegeben, der eine Förderung ausschließt, wenn andere öffent-

lich-rechtliche Stellen zur Gewährung solcher Leistungen ge-
setzfich verpflichtet sind.

Aufgrund der Tatsache daß die Arbeitskräfte der Landcsforst-
Verwaltungen mit nur geringen Abweichungen zu ca. einem
Drittel als Auszubildende und zu zwei Drittel als ältere Wald-

arbeiter den Beruf ergriffen haben, ist auch künftig deren Aus-
Bildung bzw. Umschulung große Beachtung zu schenken.

6. Zusammenfassung

Der Begriff Berufsbildung umfaßt die Ausbildung, die beruf-
liche Fortbildung und die berufliche Umschulung. Kernstück
der beruflichen Ausbildung ist bei uns das duale System, bei
dem. die Ausbildung sowohl im Betrieb, ggf. mit einer Ergän-
zung an einer überbetrieblichen Ausbildungsstätte, als auch in
der Berufsschule erfolgt. Für den anerkannten Ausbildungs-
beruf Forstwirt werden in der vorstehenden Abhandlung die
wesentlichen Änderungen der Berufsausbildung aufgrund des
Berufsbildungsgcsetzes und der Verordnung über die Berufs-
ausbildung zum Forstwirt erörtert.

Um künftig die gesamte Berufsausbildung möglichst effizient
zu gestalten, ist für alle Ausbildungsbereiche eine zweck-
mäßige Abstimmung des Lehrstoffes (Entwicklung eines Curri-
culums) einschließlich einer ggf. nohvendigen Ergänzung u»-
erläßlich.
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Pädagogische und methodische Probleme
bei derWaldarbeiterausbildung

- Bericht über ein

Forstmeister R.

Auf Anregung des FAO/ECE/ILO-Gemeinschaftsausschusses
für Fürstliche ArbeitsteAnik und Waldarbeiterausbildung fand
in der Zeit vom 22. bis 26. 4. 1974 in ZolHkofen bei Bern/
Schweiz ein internationales Seminar zum Thema "Pädago-
gische und methodische Probleme bei der Waldarbelteraus-
bildung" statt. Die Organisation, Durchführung und Leitung
des Seminars hatten Dipl.-Forsting. K. RECHSTEINER von
der ForstwirtscWtHdhen Zentralstelle der Schweiz und Dr.

B. STREHLKE, Vorsitzender der ECE-Studiengruppe "Berufs-
ausbildung und Unfallverhütung" übernommen. Ais Tagungs-
stätte stand das mit allen technischen Hilfsmitteln ausgestattete
Landwirtschaftliche Technikum in Zollikofen zur Verfügung.
Insgesamt nahmen 35 Fachleute für fürstliche Ausbildungs-

internationales Seminar -

Dorffel, Wurzbuig

fragen aus 15 europäischen Ländern und aus Kanada an dem
Seminar teil. Als Arbeitssprachen waren Englisch Französisch
und Russisch zugelassen.
Nach der Eröffnung der Tagung referierte L. SJÖDAHL
(Schweden) über die "Bewertung der Ausbildung" (Eva-
luation of Training). Der Vortrag behandelte grundsätzliche
pädagogische Probleme aus der Sicht eines Psychologen. Sjö-
dahl gliederte das Thema in 5 Abschnitte:
/> Welche Maßstäbe für die Messung des Lemerfolgs gibt es?
> Das Problem der Bezugspunkte.
/> Der Zweck der Bewertung bzw. Messung des Lernerfolgs.
> Welche Eigenschaften muß ein gutes Bewertungssystem

haben?
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> Das Bewertungssystem als integrierter Teil eines Modells
zur Planung und Durchführung von Unterrkhtsprogram-
men.

Jeder Abschnitt des Vortrages wurde von den Seminarteil-
nehmern, nach Sprachgruppen aufgeteilt, diskutiert. In diesen
Gi-uppendiskussionen wurde der Stoff vertieft und Anwen-
dungsmöglichkciten für die Wal darb eiterausbildung gesudit.
D. BARDY (England) ging zum Abschluß dieses Themas auf
die Waldarbeiterausbildung und die Bewertung des Lern-
erfolges in Großbritannien ein. Zusammenfassend kann ge-
sagt werden, daß sich die Ausbildung an Waldarbeitssdiulen,
ergänzt durch \Vanderschulungen, nur graduell von unserem
System in der Bundesrepublik untersdieidet.

Das zweite Hauptthema des Seminars behandelte die ergo-
nomischen Aspekte im Ausbildungsprogramm für \Vald-
arbeiter. K. BOSKER (Niederlande), Lehrer an einer Waltl-
arbeits schule, ging auf die Schwierigkeiten em, die dieser
relativ neue Lehrstoff bietet und zeigte Möglichkeiten auf, in
welcher didaktischen Form das für die Arbeiter notwendige
Wissen auf dieseni Gebiet vermittelt werden kann. An Hand
eines Gerätes zur Messung des SchalIdruAes wurde demon-
striert, wie der Schüler auf ein Lernziel motiviert werden kann
und in welchen Teilschritten der Unterricht ablaufen muß. Der

Vortragende wies darauf hin, daß Steh in den Niederlanden
eine Kommission mit der ergonomischen Ausbildung in Land-
und Forstwirtschaft beschäftigt, die bereits eine Reihe von
Themen bearbeitet hat, darunter u. a.:

/> Dynamische und statische Arbeit.
> Der Gebrauch der richtigen Muskeln.

> Die Körperhaltung bei der Arbeit.
> Die öberbelastung der menschlichen Sinnesorgane.
Anschließend berichtete Frau E. TEIKARI (Finnland) über das
Unterrichtsprogramm, das bei der Berufsausbildung in ihrem
Land zum Thema Unfallverhütung vermittelt wird. Die

Bedeutung, die dieses Thema bei der Ausbildung der Wald-
arbciter hat geht schon daraus hervor, daß der tlieoretiscbe
Unterricht einschließlich "Erster Hilfe" 54 Stunden in An-

Spruch nimmt. Zusätzlich werden jährlich Kurse über spezielle
ergonomische Themen abgehalten.

Das dritte Thema des Seminars behandelte die Anwendung
von Unterrichtsmedten bei der Waldarbeiteraiisbildung.
Dr. H. HUNZIKER (Schweiz) ging zunädist auf das "Pro-
grammierte Lernen" ein und zeigte die Entwicklung, die bis-
herigen Erfahrungen und die Grenzen dieser Lehrmethode auf.
Über die Analyse des gewünschten Ausbildungszielcs kam der
Vortragende zu den Unterrichtsmedicn, die zur Erreichung
dieses Zieles eingesetzt werden können. Vom einfachen Ar-
beitsbogen bis zum Video-Recordcr wurden alle modernen
Lehrmittel demonstriert und. ihr sinnvoller Anwendungsbereich
aufgezeigt. Die Seminarteilnehmer hatten die Aufgabe, in
Gruppenarbeit mehrere FallstucHen zum Thema zu bearbeiten.

Die Vortragsreihe des Seminars wurde mit einem praktischen
Beispiel der Anwendung moderner Unterrichtsmedien bei der
Waldarbeiterausbildung abgeschlossen. I. CARLSON (Schwe-
den) zeigte in einem Film, wie Maschinenführer an Ladekrä-
nen mit Hilfe von Simulatoren und programmiertem LInter-
rieht auf ihre zukünftige Tätigkeit vorbereitet werden.

Abschließend, kann gesagt werden, daß das Seminar, das an
alle Teilnehmer hohe Anforderungen stellte, den Erwartungen
gerecht wurde. Für angenehme Abwechslung zwischen den
Vortragsreihen sorgten Filmvorfühmngen und Exkursionen in
die Umgebung von Bern. U. a. wurde der Gemeindewald von
Lengenau mit seinen sehenswerten PIenterbeständen und die
Interkantonale Försterschule in Lyss besucht. Als besonders
wertvoll erwies sich der zwanglose Erfahrungsaustausch mit
den Teilnehmern aller Länder außerhalb des offiziellen Ta-

gun gspro gramm es.

Neuartige Techniken der Rundholzvermessung
- Bericht von Dipl.-Ing. B. Krohn, Buchschlag -

Im Rahmen einer Seminarreihe über komplexe Anwendungen
der elektronischen Datenverarbeitung in der Forst- und Holz-
Wirtschaft fand im Juni 1974 in Freiburg ein ganztägiges Semi-
nar über neuartige Techniken der Runcüiolzvermessung statt.
Dieser Bericht bringt eine kurze Zusammenfassung der Vor-
träge. Der speziell interessierte Leser wird auf die Mitteilun-
gen der Baden-Württembergischen Fürstlichen Versuchs- und
Forschungsanstalt verwiesen, in denen die Vortrage in aus-
fülirlicher Form wiedergegeben werden.
Prof. Dr. Schöpfer eröffnete das Seminar mit dem Hinweis
darauf daß der Einsatz der EDV zur Rationalisierung ein
gutes Beispiel für die Kooperationsmöglichkeiten zwischen der
Forst- und, der Holzwirtschaft sei.

Teil A: Waldvermessung
1. D. NAGEL: Moderne Datenerfassungstechniken bei der Rundholzver-

messung im Wald

Einleitend wurden die Ziele der Holzvermessung im Wald dar-
gestellt:

> Ertragsnachweis für die Forstwirtschaft
> Trennung des Ertrages in Besitzemheiten
~> Innerbetriebliche Kontrolle

^> Innerbetriebliche Verrechnung (Verlohnung).
Ein wesentlidier Gesichtspunkt ist die extrem dezentrale Da-
tenerfassung, die eine Rationalisierung der Datenerhebung nur
dann zuläßt, wenn die Daten so festgehalten werden, daß sie

zentral sofort verarbeitbar sind. Danach wurden die derzeit

praktizierten Lösungen beschrieben.

Handschriftverfahren
(z. Zt. angewendet in Baden-Württemberg mid Bayern)
Die Daten werden im Wald mit genormter Schrift in die Be-
lege eingetragen. Diese werden zur zentralen EDV-Steile
geschickt, die Daten werden maschinell gelesen, auf Bänder
gespeichert und ausgewertet. Dem Forstamt werden dann kom-
plette Holzlisten in der herkömmlichen Form zugeschickt.
Die Hauptprobleme dieses Verfahrens liegen bei:
> der Handschrift (in manchen Fällen sind die Ziffern und

Zeichen nicht maschinell lesbar - jedes Zeichen wird von
der Maschine optisch umfahren und der daraus gewonnene
Informationsgehalt mit den gespeicherten Zeichen ver-
glichen),

> der notwendigen Verschlüsselung (es werden nur Zahlen
und wenige Buchstaben verwendet),

> der Witterungsempfindlidikeit des Papiers und der Schrift
(feucht gewordene Belege sind maschinell nicht mehr les-
bar).

Ist ein Zeichen von der Maschine nicht zuordnungsbar, dann
kommt es zu einer Rückweisung, das heißt, derartige Fehler
werden sofort offenbar. Anders verhält es sich bei sogenannten
Substitutionen, bei denen die Maschine einem Zeichen ein
anderes zuordnet. Diese Fehler sind nur schwer zu finden.
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Nach Schätzung von D. NAGEL wenden 70% der Forst-
betriebe in Baden-Württemberg das beschriebene Verfahren
an. Die zurückgewiesenen Belege liegen in einer Größenord-
nung von l % und für den Zeitfaktor wird ein Tag für den
EDV-Durchlauf angestrebt.
Aufgrund von Zeitstudien wurde eine Arbeitszeitersparung
von ca. 5% angegeben; die Kosten der EDV-Zentrale liegen
bei 0, 10 DM pro Festmeter.

Streifendrucker auf dein Forstamtsbüro

(z. Zt. angewendet in Niedersachsen)
Der Revierbeamte erstellt normale Belege, allerdings gibt es
auch hier einen Verschlüsselungszwang. Danach wird auf dem
Forstamt mit dem Streifendrucker ein neuer, gut maschinell,
mit großer Präzision und sehr schnell lesbarer Datenträger
erstellt. Diese Art der Datenerfassung ist zwar sicherer aber
nicht so rationell wie das Handschrift verfahren.

Port-A-Punch-Karten ,
(z. Zt. angewendet in österreidi und Schweden)
Bei der Holzaufnahme werden die Karten direkt mit Stidiel

und Schablone gelocht. Dieses Verfahren eignet sich gut bei
"einfachen" Verhältnissen (wenige Sorten). Außerdem ist es
nur in geringem Maße witterungs empfindlich. Sehr erschwert
wird die Kontrolle und bei einer Vielzahl von differenzierten
Daten werden hohe Anforderungen an den Aufnehmenden
gestellt

Registrierende Klappen
(z. Zt. im normalen Forstbetrieb keine Anwendung)
Bei den perfelctioniertesten Kluppen sind die Kluppsdienkel
mit einem Codierrad verbunden und. die Daten werden direkt
auf einen in der Klappe laufenden Lochstreifen gestanzt. Da
die Handhabung der KIuppen qualifiziertes Personal notwen-
dig macht, ist ihre Anwendung begrenzt.

2. W. SCHÖPFER: Aufnahmeverfahren und Sortierprogramme zur
optimalen Rohschaftbewertung

Einleitend wurde darauf hingewiesen daß der Anteil des Holz-
Verkaufes in Rinde noch gering ist und daß von diesem Anteil
Rohsdiäfte wiederum nur einen gewissen Prozentsatz aus-
machen. Mit einer Ausweitung des Verkaufes von Holz als
Rohschäfte wird jedoch gerechnet.
Bei Rohschäften werden nach der HKS eine Vielzahl von Ver-
messungsschritten notwendig (es müssen verschiedene Durch-

^ messer und numerische Kennwerte aufgenommen, Rinden-
abzugswerte berüdcsichtigt und Risserstriche und Trennkreuze
angebracht werden).

Es muß daher bei der Langholzaushaltung mit einem Kosten-
faktor bis zu 4 DM pro Festmeter gerechnet werden.
Da die Vermessung als sichere Kalkulationsgrundlage unent-
behrlidi scheint, ist ein neues Verfahren zu entwickeln, das
folgende Anforderungen erfüllt:
-> Aufnahmeverfahren

zeitsparend, kostensenkend, einfadi, HKS-konform, uiii-
versell (anwendbar am stehenden und liegenden Holz und
im Werk), nachprüfbar;

-> Bewertungsverfahren
verbrauche rorientiert verwaltungs vereinfachend, verhand-
lungsfreundlich, buchführungskonform, fristgerecht.

Anschließend wurden die verschiedenen Verfahren für Ver-

messung und Bewertung gegenübergestellt und an Hand der
oben angeführten Kriterien überprüft. Bei einem solchen Ver-
gleich schneiden die Computersortierungen am besten ab.
Als Verfahren dieser Art wurden beschrieben:

ROVOL: Verfahren mit Ganzschaftvermessung (Länge,
Mittendurdimesser, Zopfdurchmesser) und Sortimentierung

mit einer durdischmttlichen FormfunUion über Computer.
Die Vermessungseinsparung soll bei 40% liegen.

ROSTI: Stichprobenverfahren (Messungen nur noch an je-
dem 5. bis 10. Stamm, losweise Numerierung), stützt sich
auf die Vollkluppung nach HET. Durch eine zusätzliche
Messung an der "12m-Stelle wird die gegebene Form-
funktion jeweils korrigiert.

3 J. HRADETZKY: Rohstangensortierung durch Simulation

Ausgangspunkt für die Simulation eines Stangenhiebes ist die
BHD-Messung nach HET, eine Längenmessung und die An-
gäbe der Stückzahl. Es wurde gezeigt, daß die Formverteilung
bei Fichtenmonokalturen sehr eng ist und daß sidi daher ver-
einfadite Meßverfahren hier besonders eignen.
Mit dem Computer werden je nach BHD und Länge Tabellen
erstellt aus denen sich die Gesamtmengen m der Praxis er-
mitteln lassen.

Teil B: Werksvennessung
4. J. HRADETZKY: Verfahrenstechniken der elektronischen Rundholz.

vermessung im Werk

Man untersdieidet zwischen aktiven und passiven Meßsyste-
men. Ersteres beeinflußt die nächste Arbeitsphase (automa-
tische Sortierung) während das zweite nur zur Datenerfassung
dient.

Bei der Datenerfassung unterscheidet man im 'Wesentlichen
zwischen zwei Systemen, medianisdie und elelctrisch-optisdie
Abtastung (Lichtsdiranke).
Die meisten Meßanlagen arbeiten nach dem. unten skizzierten
System. Wahrend der Stamm durch die Lichtschranke läuft,
werden die Impulse von dem Empfänger zum Zählwerk weiter-
gegeben. Die Zahl der durchgelassenen Impulse ist dann ein
Maß für den Weg bzw. die Länge.

lapnlifto*]

Die Verfahren lassen sich wie folgt unterteilen;
> vom Vorschub unabhängiger Impulsgeber (dies erfordert

eine gleichförmige Vorsdiubgesdiwindigkeit),
> vom Vorschub abhängiger Impulsgeber (die Impulsfolg& ist

an den Vorschub gekoppelt, d. h. es können keine Meß-
fehler durch Vorschubgeschwindigkeitssdiwankungen auf-
treten),

> Meßanlage mit Vorwärts-Rückwärts-Logik (die Anlage ar-
beitet unalihängig von Schwingungen, bei einer Rückwärts-
bewegung wird automatisch eine entsprechende Anzahl von
"Vorwärtsimpulsen gelöscht).

Neben diesen Verfahren mit Liditsdiranke gibt es ein System
zur Querschnittsermittlung mittels einem flädiigen Lichtstrahl.
Dies bietet den Vorteil, daß die Verfälschungen durch ab-
stehende Rinde gering sind.

5. W. DUFFNER; Holzeirgangsmessung und Optimierung der Holzaus-
formung durch Prozeßautomatisierung am Beispiel
eines Holzhofes

Bei diesem Vertrag wurden die Erfahrungen des Holzhofes
Zeil geschildert.

Die Forderung nach einer Holzeingangsmessung macht im
Normajfal) zwei Meßanlagen notwendig CMeßstation für den
Holzeingang, Meßstation für die Aushaltung), da sonst die
übergeordnete Forderung nach einem kontinuierlichen Mate-
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rialfluß für die Maschine nicht erfüllt werden kann. Um die
zweite Meßanlage einzusparen, wird auf dem Holzhof Zeil
folgendes Verfahren praktiziert:
Die Meßstation befindet sich hinter der En trind un gs anläge, die
eine wesentlich höhere Kapazität a!s die Kappstation hat.
Zwischen der Meßstation und der Kappstation wurde em
Pufferlager angeordnet. Die Stämme, die aus diesem Lager
zum Kappen kommen, durchlaufen nochmals die Meßstation
zur Festlegung der Aushaltung. Die Meßanlage ist mit einem
Prozeßrechner gekoppelt, der die Sortierung vornimmt. Es
wird die Mittelstärkensortierung statt Heilbronner-Sortierung
angewendet (die Massendifferenz zwischen beiden Sortierun-
gen soll sehr gering sein).
Die Güteansprache erfolgt durch den Kranführer.
Die Me-ßanlage des Holzhofes erfaßt alle 12, 5 cm einen
Durchmesserwert, streicht die beiden Extremwerte und ordnet

jedem Meterstück einen mittleren Durchmesser zu.
Die Funktion des Prozeßrechners:
Eingegeben wird:
> Auftragsbcstand,
> Güteansprache des Holzes,
> Abmessung des Holzes.
Der Rechner ermittelt die Lage der Trennschnitte nach opti-
maler Wertausbeute. Dabei liegen die ersten 20 Vorschläge in
einer Spanne von ca. 5 % (es wird angenommen, daß ein ge-
übter Einteiler etwa diesen Bereich erreichen kann). Wird der
Computervorschlag von dem Bedienenden akzeptiert, dann
wird die Kappstation direkt angesteuert. Es können Jedoch
auch weitere Ausha-ltungsvorschläge vom Rechner angefordert

werden, oder nach einer erneuten geänderten Güteansprachc
ein neuer Vorschlag errechnet werden.

6. W. SCHÖPFER: Anforderungen an Meßdatenerfassung und -verarbei-
tung bei elektronischer Rundholzvermessung

Der augenblickliche Stand der Meßdatenerfassung läßt noch
keine optimale Lösung erkennen. Neben der Vielzahl der
Meßsysteme (ca, 10) gibt es für die Datenerfassung jeweils
werksspezifische Lösungen. Deshalb wurden neben den Min-
destanforderungen an Schnelligkeit und Sicherheit der Daten-
erfassung die Anforderungen an die Meßtechnik unterstrichen;
> HKS-konfonn

> Messung im Längstransport
> Meßgenauigkeit

Durchmessermessung + 0, 5 cm
Längsmessung ± l %
mindestens alle 2 m eine Durchmesscrmessung

> Keine Schwingungen oder Vibrationen beim Transport
während der Nlessung.

Bei eiiner Verlagerung des Schwerpunktes der Holzaufnalime
auf die Werkseingangsmessung wäre eine Eichung der Meß-
Station notwendig. Daneben muß weiterhin eine Stehendver-
messung für die Verlohnung wegen des zeitlichen Abstandes
zwischen Schlag- und Holzhofeingang durchgeführt werden.
Außerdem wäre ein Stammnumerierungssystem notwendig, das
eine eindeutige Zuordnung des Holzes zum Standort und zu
der Rotte ermöglicht. Dies alles bedeutet, daß eine vollstän-
dige und ausschließliche Werksvermessung, insbesondere beim
öffentlichen Waldbesitz auf große Schwierigkeiten stoßen wird.

Wechsel in der Leitung des IffA
Ende Juli 1974 trat Professor Dr. Hans Bruno Platzer als
Leiter des Institutes für Arbeitswissensdiaft (IffA) der Bundes-
forsdiungsanstalt für Forst- und Holzwirtschaft in Reinbek in
den Ruhestand. Die Arbeiten und Leistungen von Professor
PIatzer, der zugleich auch Vorstandsmitglied des KWF war,
sind in den FTI schon mehrmals zuletzt in Nr. 7/74, darge-
stellt worden.

Mit Wirkung vom l. August 1974 übernahm Dr. Georg
Eisenhauer (geb. 16. 5. 1920) die Leitung des IffA und
wurde vom BML zum leitenden Direktor und Professor er-
nannt.

Dr. Eisenhauer war von 1952 -1956 wissenschaftlicher Assi-
stent im Institut für Waldarbeit und Forstmaschinenkunde der

Universität Göttingen, das damals unter Leitung von Pro-
fessor Dr. Gläser stand. Er beschäftigte sich dort mit arbeits-
physiologischen Fragen, mit der Entwicklung moderner Ar-
beitsverfahren und Kostenkalkulation von Forstmaschinen.

1957 promovierte er zum Dr. forest in Göttingen mit der
Dissertation "Die Arbeit mit der Ein-Mann-Säge (arbeits-
physiologische Untersuchungen über Stellung, Technik und
Tempo, insbesondere mit der Bügelsäge)".
Danach war Dr. Eisenhauer als Sachbearbeiter im Referat für
Maschinen und Betriebswirtsdhaft des MLF in Wiesbaden

tätig. Ab 1960 wurde ihm die Leitung des Forstamtes Rhoden
mit der dazugehörigen Waldarbeitssdiule übertragen.
Von 1966 bis 1973 war Dr. Eisenhauer in der Entwicklungs-
hilfe als Projektleiter tätig. Er leitete das Institut für Forst-
benutzung und. in der Lehre die Fadigebiete Forstbenutzung
einschl. Arbeitslehre Wegebau, WaldersAIießung und Säge-
werlcskunde in der forstlichen Fakultät der Universität Val-
divia. in Chile. 1973 kehrte Dr. Eisenhauer nach Deutschland

zurück und wurde in der Forstabteilung des Regierungspräsi-
denten in Darmstadt Dezernent für Waldarbeit, Mechanisie-
rung und Wegebau. Zu seinem Aufgabenbereich gehörten auch
die Versuchs- und Lehrbetriebe in Lampertheim und Weilburg.
Am 25. 6. 1974 wurde Dr. Eisenhauer zum Honorar-Professor

der Universität Göttingen ernannt.

Das KWF und die Schriftleitung der FTI verbinden mit dieser
kurzen Darstellung des neuen Leiters des IfiA und des neuen
KWF-VerwaItungsratsmitgliedes alle guten Wünsche für viel
Erfolg und die Hoffnung auf weiterhin enge Zusammenarbeit
zwischen dem IfTA und dem KWF.

Arbeltspädagogischer Lehrgang des KWF
Das Kuratorium für Waldarbeit und Forsttechnik hat eineii
weiteren arbeitspädagogischen Lehrgang für Lehrer an Forst-
und Waldarbeitssdiulen sowie AuSbilder von Forstmaschinen-

fülirern vorbereitet. Der Lehrgang findet vom 9. bis 20. 12.
1974 im Versuchs- und Lehrbetrieb für Waldarbeit und Forst-

tcchnik beim hessischen Forstamt Merenberg in Weilburg an
der Lahn statt.

Maßgebende Fachleute werden auf diesem Lelirgang folgende
Themen behandeln und mit den Teilnehmern diskutieren:

Berufsausbildung für die 'Waldarbeit, Pädagogik, Sprecfitechnik
und Rhetorik, Lehr- und Lernmittel, Programmierte Unter-
Weisung, Lernzielforsclmng, Psychologie u. a.
Die Lehrgangsgebühr beträgt 250, - DM. Unterbringung und
Verpflegung ist gesondert von den Teilnehmern zu zahlen.
Anmeldungen werden erbeten an die Arbeitswirtscha Etliche
Abteilung des KWP in 6079 Bud-ischlag, Hengstbachanlage 10,
Telefon (06103) 66113/67611.

Amneldeschluß: 15. 11. 1974.
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